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Ausfuhr bestimmter Getreideverarbeitungserzeugnisse nach 
den Mitgliedstaaten 
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Verordnung Nr. 129 des Rats 

über den Wert der Rechnungseinheit und die im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Umrechnungskurse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 
nach Anhörung des Währungsausschusseis, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

In mehreren die gemeinsame Agrarpolitik betref- 
fenden Rechtsakten sind Beträge in einer einheit- 
lichen Rechnungseinheit auszudrücken. Die auf 
Grund des Artikels 18 der Haushaltsordnung über 
die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und über 
die Verantwortung der Anweisungsbefugten und der 
Rechnungsführer bereits in der Gemeinschaft ange- 
wandte Rechnungseinheit sollte als entsprechende 
Rechnungseinheit verwendet werden. 

Es ist erforderlich, den Umrechnungskurs festzu- 
legen, der bei den im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik durchzuführenden Maßnahmen gelten 
soll, soweit Beträge von einer Währung in eine an- 
dere Währung umzurechnen sind. Alle Mitglied- 
staaten und viele dritte Länder haben beim Inter- 
nationalen Währungsfonds ihre Währungsparität 
angemeldet, die von diesem anerkannt worden ist. 
Nach den Vorschriften dieser Institution dürfen die 
für laufende Transaktionen geltenden Wechsel- 
kurse, die auf den amtlich kontrollierten Devisen- 
märkten derjenigen Länder festgestellt werden, 
deren Währungsparität vom Fonds anerkannt wor- 
den ist, nur innerhalb enger Grenzen von dieser 
Parität abweichen. Unter normalen Umständen würde 
daher die Anwendung der Umrechnungskurse, die 
der genannten Parität entsprechen, monetäre Schwie- 
rigkeiten vermeiden, die die Verwirklichung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik behindern könnten. 

Da die Rechnungseinheit ausschließlich in Gold- 
gewicht festgesetzt wird, muß bei der Umrechnung 
in Rechnungseinheiten angegebener Beträge in eine 
Landeswährung und umgekehrt notwendigerweise 
die beim Internationalen Währungsfonds angemel- 
dete und von diesem anerkannte Parität dieser Wäh- 
rung in Gold oder US-Dollar zugrunde gelegt wer- 
den. 

Für die Länder, die ihre Währungsparität beim 
Internationalen Währungsfonds angemeldet haben, 
muß jedoch auch für den Fall Vorsorge getroffen 
werden, daß die Abweichungen des effektiven 


j Wechselkurses von der angemeldeten Kursparität * — 
obwohl noch innerhalb der nach den Vorschriften 
dieser Institution zulässigen Grenzen — die Durch- 
führung der Maßnahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik gefährden könnten; für diesen Fall ist es 
zweckmäßig, auf den Wechselkurs zurückzugreifen, 
der auf dem oder den repräsentativsten Devisen- 
märkten notiert worden ist. 

Auch was die Währung von Ländern angeht, die 
ihre Währungsparität beim Internationalen Wäh- 
rungsfonds nicht angemeldet haben oder deren Wäh- 
rungsparität von diesem nicht anerkannt worden ist, 
muß auf den Wechselkurs zurückgegriffen werden, 
der auf dem oder den repäsentativsten Devisen- 
märkten notiert worden ist. 

Schließlich sind Ausnahmemaßnahmen für den 
Fall vorzusehen, daß die reibungslose Durchführung 
der Maßnahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
durch Umstände währungstechnischer Art gestört 
werden könnte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Sind in den vom Rat auf Grund von Artikel 43 
des Vertrages erlassenen Rechtsakten betreffend die 
gemeinsame Agrarpolitik oder in Bestimmungen zu 
ihrer Ausführung Beträge in Rechnungseinheiten 
ausgedrückt, so beträgt der Wert dieser Rechnungs- 
einheit 0,88867088 Gramm Feingold. 

Artikel 2 

(1) Sind bei Maßnahmen auf Grund der in Ar- 
tikel 1 genannten Rechtsakte und Ausführungsbe- 
stimmungen in einer Währung ausgedrückte Beträge 
in eine andere Währung umzurechnen, so ist der 
Umrechnungskurs anzuwenden, der der Währungs- 
parität entspricht, die beim Internationalen Wäh- 
rungsfonds angemeldet und von diesem anerkannt 
worden ist. 

(2) Sind jedoch in einem oder mehreren Ländern 
die Abweichungen des effektiven Wechselkurses auf 
dem von den Währungsbehörden dieser Länder 
kontrollierten Devisenmarkt gegenüber der beim 
Internationalen Währungsfonds angemeldeten und 
von diesem anerkannten Währungsparität — obwohl 
noch innerhalb der nach den Vorschriften dieser In- 
stitution zulässigen Grenzen — ausnahmsweise ge- 
eignet, die Durchführung der Rechtsakte oder Be- 
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Stimmungen im Sinne des Artikels 1 zu gefährden, 
so können der Rat oder die Kommission im Rahmen 
der ihnen in diesen Rechtsakten oder Bestimmungen 
übertragenen Befugnisse und nach den dort jeweils 
vorgesehenen Verfahren beschließen, daß bei Maß- 
nahmen auf Grund dieser Rechtsakte oder Bestim- 
mungen für die betreffenden Landeswährungen vor- 
übergehend die Wechselkurse zugrunde zu legen 
sind, die nach Maßgabe von Absatz (4) auf dem 
oder den repräsentativsten Devisenmärkten notiert 
worden sind. 

(3) Für die Währung solcher Länder, die ihre 
Währungsparität beim Internationalen Währungs- 
fonds nicht angemeldet haben oder deren angemel- 
dete Währungsparität von diesem nicht anerkannt 
worden ist, deren Währung jedoch auf den amtlichen 
Devisenmärkten notiert wird, gilt als Umrechnungs- 
kurs der Wechselkurs, der nach Maßgabe des Ab- 
satzes (4) auf dem oder den repräsentativsten Devi- 
senmärkten notiert worden ist. 

(4) Als Umrechnungskurse, die bei Anwendung 
der Absätze (2) und (3) auf den repräsentativsten 
Devisenmärkten festzustellen sind, gelten die am 
letzten Börsentag vor Durchführung der in diesem 
Artikel genannten Maßnahmen notierten Wechsel- 
kurse. 

Artikel 3 

(1) Wenn die Durchführung der Rechtsakte oder 
Bestimmungen im Sinne des Artikels 1 durch außer- 
gewöhnliche Währungspraktiken gefährdet werden 
kann, können der Rat oder die Kommission im 
Rahmen der ihnen in diesen Rechtsakten oder Be- 
stimmungen übertragenen Befugnisse und entspre- 


chend den dort jeweils vorgesehenen Verfahren nach 
Anhörung des Währungsausschusses von dieser Ver- 
ordnung abweichende Maßnahmen treffen, insbeson- 
dere in folgenden Fällen: 

a) wenn ein Mitgliedstaat des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, der seine Währungsparität bei die- 
ser Institution angemeldet hat und dessen ange- 
meldete Währungsparität von ihr anerkannt 
worden ist, im Inland Schwankungen des Wertes 
seiner Währung innerhalb einer größeren Spanne 
zuläßt, als nach den Vorschriften dieser Institu- 
tion zulässig ist; 

b) wenn ein Land ungewöhnliche Kurspraktiken 
wie schwankende oder multiple Wechselkurse 
anwendet oder wenn es Tauschhandelsabkom- 
men durchführt; 

c) wenn es sich um Länder handelt, deren Währung 
auf den amtlichen Devisenmärkten nicht notiert 
wird. 

(2) Im Dringlichkeitsfall können die in Absatz (1) 
vorgesehenen Maßnahmen auch ohne vorherige An- 
hörung des Währungsausschusses getroffen werden; 
dessen Stellungnahme ist jedoch gleichzeitig anzu- 
fordern. Diese Ausnahmemaßnahmen sind dann 
einstweiliger Natur; die endgültigen Maßnahmen 
werden erst nach Stellungnahme des Währungsaus- 
schusses getroffen. 

Artikel 4 

.Diese Verordnung tritt am 1. November 1962 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 23. Oktober 1962 


Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. Colombo 
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Verordnung Nr. 130 des Rats 

über eine von Artikel 17 der Verordnung Nr. 19 des Rats ab- 
weichende Regelung betreffend die vorherige Festsetzung der 
Abschöpfung für bestimmte Erzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der euro- ( 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats über 
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, insbesondere auf | 
Artikel 24, ■ 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 17 der Verordnung Nr. 19 des Rats 
entspricht der zu erhebende Abschöpfungsbetrag in 
der Regel dem am Tage der Einfuhr geltenden Ab- 
schöpfungsbetrag; der gleiche Artikel sieht jedoch 
die Möglichkeit vor, den Abschöpfungsbetrag bei 
Getreide, das aus dritten Ländern eingeführt wird, 
im voraus festzusetzen. 

Bei anderen Erzeugnissen als Getreide ist diese 
Möglichkeit jedoch nicht vorgesehen; daraus ergibt 
sich eine Ungewißheit, die denjenigen Industrie- 
zweigen, die bestimmte Getreideerzeugnisse der er- 
sten Verarbeitungsstufe verwenden, wie auch dem 
Handel insoweit schaden kann, als der Preis für die 
verarbeiteten Rohstoffe stark ins Gewicht fällt und 
die Gepflogenheit herrscht, langfristige Kaufver- 
träge abzuschließen. 

Diese Voraussetzungen liegen insbesondere bei 
den Industriezweigen vor, die Mehl von Weizen 
oder Spelz, Grobgrieß und Feingrieß von Hartwei- 
zen, Malz, Kleie und sonstige Rückstände und die 
in Artikel 7 Abs. (2) der Verordnung Nr. 55 des 
Rats genannten Erzeugnisse verwenden. 

Die Möglichkeit einer vorherigen Festsetzung des j 
Abschöpfungsbetrages muß demnach auch für die | 
Einfuhren dieser Erzeugnisse aus dritten Ländern i 
vorgesehen werden. i 

Nach Artikel 17 der Verordnung Nr. 19 des Rats ; 
ist eine vorherige Festsetzung des Abschöpfungsbe- 
trags für Einfuhren aus den Mitgliedstaaten nicht ! 
zulässig; die vorherige Festsetzung des Abschöp- I 
fungsbetrags ist für die Getreidearten Weichweizen, 
Mengkorn und Gerste, die den größten Anteil am 
innergemeinschaftlichen Handel haben, und für die 
vorstehend erwähnten Verarbeitungserzeugnisse 
deswegen vorzusehen, weil der innergemeinschaft- 
liche Handel mit diesen Erzeugnissen nicht durch die 
Ungewißheit über die Höhe des Abschöpfungs- 
betrags erschwert werden soll — . 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Abweichend von Artikel 17 Absatz (1) der Ver- 
ordnung Nr. 19 des Rats wird der Abschöpfungs- 
betrag, der bei der Einfuhr von Mehl von Weizen 
oder Spelz, von Grob- und Feingrieß von Hartweizen 
und der Erzeugnisse im Sinne des Artikels 7 Ab- 
satz (2) sowie der Artikel 8 und 11 der Verordnung 
Nr. 55 des Rats aus dritten Ländern zu erheben ist, 
auf Grund eines bei Beantragung der Einfuhrlizenz 
zu stellenden Antrags bei einem Einfuhrgeschäft, 
das während der Gültigkeitsdauer dieser Einfuhr- 
lizenz durchgeführt werden soll, im voraus festge- 
setzt. 

In diesem Fall entspricht der Abschöpfungsbetrag 
dein am Tage der Beantragung der Einfuhrlizenz 
geltenden Abschöpfungsbetrag, der gegebenenfalls 
nach Maßgabe des im Monat der Einfuhr geltenden 
Schwellenpreises des Verarbeitungserzeugnisses 
oder, fehlt ein solcher, des oder der Grundstoffe 
berichtigt wird. Hinsichtlich der in Artikel 7 Ab- 
satz (2) der Verordnung Nr. 55 des Rats genannten 
Erzeugnisse ist bei Anwendung dieses Unterabsat- 
zes von Gerste als Grundstoff auszugehen. 

(2) Bei den in Artikel 8 der Verordnung Nr. 55 
des Rats aufgeführten Erzeugnissen wird jedoch der 
Abschöpfungsbetrag durch eine Prämie ergänzt. Der 
Betrag dieser Prämie ist für 100 kg des verarbeite- 
ten Erzeugnisses festzusetzen. Er entspricht dem Be- 
trag der Prämie, der nach Artikel 17 Absatz (2) der 
Verordnung Nr. 19 des Rats und gemäß der Verord- 
nung Nr. 54 des Rats sowie nach den am Tage der 
Beantragung der Einfuhrlizenz geltenden Prämien- 
sätzen für die Grundstoffmenge gilt, die bei der Be- 
rechnung des beweglichen Abschöpfungsteilbetrags 
zugrunde gelegt wurde. Bei Bestimmung des Betra- 
ges der Prämie wird der Monat der tatsächlichen Ein- 
fuhr des verarbeiteten Erzeugnisses berücksichtigt; 
der Betrag, der für eine während des letzten Monats 
der Gültigkeitsdauer der Einfuhrlizenz erfolgte 
Einfuhr gilt, entspricht dem Betrag, der bei den im 
vorhergehenden Monat erfolgten Einfuhren ange- 
wandt wurde. 

Artikel 2 

(1) Abweichend von Artikel 17 (Absatz (1) der 
Verordnung Nr. 19 des Rats wird der Abschöpfungs- 
betrag, der bei der Einfuhr von Weichweizen, Meng- 
korn und Gerste, Mehl von Weizen oder Spelz, 
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Grobgrieß und Feingrieß von Hartweizen und von ! 
Erzeugnissen im Sinne der Artikel 8 und 11 der Ver- 
ordnung Nr. 55 des Rats aus den Mitgliedstaaten 
zu erheben ist, auf Grund eines bei Beantragung 
der Einfuhrlizenz zu stellenden Antrags bei einem 
Einfuhrgeschäft, das während der Gültigkeitsdauer 
dieser Einfuhrlizenz durchgeführt werden soll, im 
voraus festgesetzt. 

(2) In diesem Falle entspricht der Abschöpfungs- 
betrag dem am Tage der Beantragung der Einfuhr- 
lizenz geltenden Abschöpfungsbetrag, der gegebe- 
nenfalls berichtigt wird: 

a) nach Maßgabe des im Monat der Einfuhr in dem 
einführenden Mitgliedstaat geltenden Schwellen- 
preises des Erzeugnisses oder, fehlt ein solcher, 
des oder der Grundstoffe; 

b) nach Maßgabe der im Monat der Einfuhr in dem 
ausführenden Mitgliedstaat geltenden monat- ' 
liehen Staffelung der Richtpreise des Erzeug- ! 
nisses oder des oder der Grundstoffe. 


Artikel 3 

Für jedes der in den Artikeln 1 und 2 auf geführ- 
ten Erzeugnisse kann der längste Zeitraum, für den 
die vorherige Festsetzung der Abschöpfung erwirkt 
werden kann und der nach Artikel 1 Absatz (1) Un- 
terabsatz 1 und Artikel 2 Absatz (1) der Gültigkeits- 
dauer der Einfuhrlizenz entspricht, nach dem Ver- 
fahren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 19 des 
Rats, das entsprechend anzuwenden ist, verkürzt 
werden. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Sie gilt bis zum 30. Juni 1963 
einschließlich. Auf jede nach diesem Zeitpunkt er- 
folgende Einfuhr der in dieser Verordnung aufge- 
führten Erzeugnisse findet Artikel 17 Absatz (1) der 
Verordnung Nr. 19 des Rats Anwendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 23. Oktober 1962 


Im Namen des Rats 

Der Präsident 
E. Colombo 
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Verordnung Nr. 131 der Kommission 
zur vorübergehenden Beschränkung des Höchstbetrages der 
Erstattung bei der Ausfuhr bestimmter Getreideverarbeitungs- 
erzeugnisse nach den Mitgliedstaaten 


DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der euro- ( 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, ! 

gestützt auf die Verordnung Nr. 19 des Rats 
über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Getreide, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 55 des Rats 
über die Regelung für Getreideverarbeitungserzeug- 
nisse, insbesondere auf Artikel 15 Ziffer 3, 

nach Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für Getreide und in Erwägung nachstehender 
Gründe: 

Der bewegliche Teilbetrag des auf die in der 
Verordnung Nr. 55 des Rats genannten verarbeite- j 
ten Erzeugnisse anwendbaren Abschöpfungsbetrags j 
wird auf Grund des Abschöpfungsbetrags berechnet, I 
der auf die zu ihrer Herstellung erforderliche Men- | 
ge des Grunderzeugnisses anwendbar ist. Zur Be- 
Stimmung dieser Menge wurde für die einzelnen ! 
Erzeugnisse ein einheitlicher Verarbeitungssatz der j 
Gemeinschaft zugrunde gelegt. ; 

Der Erstattungsbetrag, der bei der Ausfuhr der 
genannten Erzeugnisse gewährt werden kann, darf 
den beweglichen Teilbetrag der Abschöpfung nicht 
überschreiten, die auf die gleichen Erzeugnisse von 
dem ausführenden Mitgliedstaat bei der Einfuhr aus 
dem einführenden Mitgliedstaat angewendet wird. 

In diesem Fall wird der von dem einführenden 
Mitgliedstaat angewandte Abschöpfungsbetrag al- 
lein auf den festen Teilbetrag der Abschöpfung be- 
grenzt, der für bestimmte Verarbeitungserzeugnisse 
sehr niedrig oder gleich Null ist. 

Mit Rücksicht darauf, daß in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten unterschiedliche Verarbeitungs- 
sätze bestehen, könnten sich für bestimmte ver- j 
arbeitete Erzeugnisse sowohl im Handel zwischen I 
den Mitgliedstaaten als auch auf dem Markt des 
einführenden Mitgliedstaats Preisverzerrungen er- I 
geben. Daher sollte der Erstattungsbetrag bei der 
Ausfuhr, der für diese Erzeugnisse gewährt werden j 
kann, pauschal und für einen bestimmten Zeitraum I 
begrenzt werden, bis eine endgültige Lösung des ; 
Problems gefunden wird, die auf einer eingehenden 
Untersuchung der Entwicklung des Handels zwi- ; 
sehen den Mitgliedstaaten beruht. | 

Auf Grund der Verordnung Nr. 108 der Kommis- j 
sion wurde der Höchstbetrag der auf Ausfuhren be- | 
stimmter Getreideverarbeitungserzeugnisse nach | 


den Mitgliedstaaten anwendbaren Erstattung bis 
zum 31. Oktober 1962 auf einen Pauschalbetrag in 
Höhe von 50 v. H, des in Artikel 15 Ziffer (1) und 
(2) der Verordnung Nr. 55 des Rats vorgesehenen 
Erstattungsbetrages begrenzt. Da dieser Satz von 
50 v. H. sich jedoch für einige dieser Erzeugnisse 
als unzureichend erwiesen hat, sollte für diese Er- 
zeugnisse ein von dem in dieser Verordnung fest- 
gesetzten abweichender Höchstbetrag festgelegt, je- 
doch gleichzeitig die Anwendungsdauer der in der 
Verordnung Nr. 108 vorgesehenen Begrenzungs- 
maßnahme verlängert werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

(1) Der Erstattungsbetrag, der bei der Ausfuhr 
nachstehend genannter Verarbeitungserzeugnisse 
im innergemeinschaftlichen Handel gewährt werden 
kann, darf den nachstehend genannten Anteil des- 
jenigen Erstattungsbetrages nicht überschreiten, 
der sich bei Anwendung von Artikel 15 Ziffer (1) 
und (2) der Verordnung Nr. 55 des Rats ergeben 
würde: 


Verarbeitete Erzeugnisse 


Anteil des 
Erstattungsbetrags 


(Bei nachstehenden Artikeln handelt 

es sich um die Artikel der Verord- 
nung Nr. 55 des Rats) 

a) in Artikel 4, Ziffer 2, Buchstabe a) 

genannte Erzeugnisse 

b) in Artikel 5, Ziffer 1, Buchstabe 

a), b), d) und f) genannte Erzeug- 
nisse, mit Ausnahme von Hafer- 
flocken und Grob- und Feingrieß 
von Mais 

c) Haferflocken sowie Grob- und 

Feingrieß von Mais 

d) in Artikel 5, Ziffer 1, Buchstabe 

e) genannte Erzeugnisse . . . . 

e) in Artikel 7, Ziffer 1 genannte 

Erzeugnisse 


50 v. H. 

50 v. H. 
80 v. H. 
75 v. H. 
50 v. H. 


(2) Der Erstattungsbetrag, der bei der Ausfuhr des 
in Artikel 11 Absatz (1) der Verordnung Nr. 55 des 
Rats genannten Erzeugnisses mit einemStärkegehalt 
von mehr als 25 v. H. im innergemeinschaftlichen 
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Handel gewährt werden kann, darf nicht höher sein 
als der Erstattungsbetrag, der bei der Ausfuhr der 
in diesem Artikel genannten Erzeugnisse mit einem 
Stärkegehalt von 25 v. H. oder weniger im inner- 
gemeinschaftlichen Handel gewährt wird. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten können Artikel 1 auf die 
nach dem 30. Juli 1962 durchgeführten Ausfuhren 
der unter Buchstabe c) und d) des gleichen Artikels 
genannten Verarbeitungserzeugnisse anwenden. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission am 15. 
eines jeden Monats für den Vormonat den für die 
einzelnen in Artikel 1 genannten Erzeugnisse ge- 
währten Erstattungsbetrag mit sowie die Teilbeträ- 
ge, die zur Berechnung dieses Erstattungsbetrags 
gedient haben. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1962 in 
Kraft. 

Sie gilt bis einschließlich 31. März 1963. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 31. Oktober 1962 


Für die Kommission 

Der Präsident 
W. Hallstein 
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